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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
— Drucksache IV/2524 — 


A. Bericht des Abgeordneten Jahn 


I. 

Der Gesetzentwurf ist in der 142. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. November 1964 dem 
Rechtsausschuß federführend, dem Finanzausschuß 
mitberatend und dem Haushaltsausschuß nach § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen worden. 

Der in der gleichen Drucksache verbundene Ge- 
setzentwurf eines Gesetzes über die Tilgung von j 
Ausgleichsforderungen ist gleichzeitig dem Finanz- | 
aiisschuß federführend und dem Haushaltsausschuß 
nach § 96 der Geschäftsordnung überwiesen worden. 

Der Finanzausschuß hat beide Gesetzentwürfe in 
seiner 110. Sitzung am 20. Januar 1965 beraten. Er 
beantragt, den Entwurf eines Gesetzes über die Til- | 
gung von Ausgleichsforderungen unverändert an- 
zunehmen (vgl. den Schriftlichen Bericht Drucksache 
IV/3414) und hat zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Artikels 120 des Grundgesetzes 
dem Rcchtsausschuß die Annahme empfohlen. Der 
Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Artikels 120 des Grundgesetzes in seiner 
135. Sitzung am 20. Mai 1965 beraten. 

II. 

Die bisher geltende Fassung des Artikels 120 GG 
bestimmt, daß der Bund die Aufwendungen für Be- 
satzungskosten und die sonstigen inneren und äuße- 
ren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung 
eines Bundesgesetzes trägt. Der Bundesgesetzgeber 
ist bei der Gesetzgebung zur Durchführung des 
Artikels 120 GG, insbesondere in dem Ersten Ge- 
setz zur Überleitung von Lasten und Deckungsmit- 
teln auf den Bund vom 21. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 779) und dem Gesetz zur Regelung 


der finanziellen Beziehungen zwischen dem Bund 
und den Ländern (Viertes überleitungsgesetz) vom 
27. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 189) davon aus- 
gegangen, daß er ermächtigt sei, den Begriff der 
Kriegsfolgelasten im Sinne des Artikels 120 GG 
! unter Berücksichtigung der verwaltungsmäßigen 
Zweckmäßigkeit und der Steuerverteilung zwischen 
Bund und Ländern nach seinem pflichtmäßigen Er- 
messen zu bestimmen. Das Bundesverfassungsge- 
richt hat in seinem Beschluß vom 16. Juni 1959 das 
Gesetz zur Tilgung von Ausgleichsforderungen, die 
nicht in den Kreis der vom Bund zu tragenden 
Kricgsfolgelasten einbezogen worden waren, für 
nichtig erklärt, weil es sich um Kriegsfolgelasten 
handele, die zu tragen der Bund verpflichtet sei. 
Das Bundesverfassungsgericht hat dabei festgestellt, 
daß es sich bei den vom Bund zu tragenden Kriegs- 
folgelastcn im Sinne des Artikels 120 GG um einen 
hinreichend bestimmten Rechtsbegriff handelt, zu 
dessen Legaldefinition der Bundesgesetzgeber nicht 
befugt sei (vgl. die in der Begründung der Regie- 
rungsvorlage unter A Nr. 3 — S. 6 — vollständig 
wiedergegebenen Leitsätze des Bundesverfassungs- 
gerichts unter Angabe der Fundstelle). 

Da der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
nicht nur die auf dem Gebiet der Kriegsfolgelasten 
entstandene Lastenverteilung, sondern zwangsläu- 
fig die darauf beruhende Aufteilung des Steuerauf- 
kommens zwischen Bund und Ländern in Frage ge- 
stellt hat, wurde eine Verständigung zwischen Bund 
und Ländern notwendig. Die darauf beruhenden 
Gesetzentwürfe der Regierungsvorlage vom 
9. März 1961 — Drucksache 2590 — konnten vor 
Ablauf der Dritten Wahlperiode nicht mehr verab- 
schiedet werden. Auf der im Zusammenhang mit 
der Änderung des Bundesanteils an der Einkom- 
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mensteuer und der Körperschaftsteuer neu be- 
stätigten Verständigung mit den Ländern hat die 
Bundesregierung den Gesetzentwurf in der Fassung 
wieder vorgelegt, wie sie im Mündlichen Bericht 
des Rechtsausschusses vom 30. Juni 1961 — Druck- 
sache 2949 — vorgeschlagen war. Der dazu vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Änderung hat die Bun- 
desregierung zugestimmt (Anlagen 3 und 5 a der 
Drucksache IV/2524). 

Die sich daraus ergebende neue Fassung des Ar- 
tikels 120 Abs. 1 GG bedeutet im einzelnen: 

Satz 1 entspricht wörtlich der bisherigen Fassung, 
die dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
zugrunde lag und damit auch Grundlage für eine 
künftige Gesetzgebung bleibt. 

Satz 2 gibt der bisherigen Lastenverteilung und 
den bis zum Stichtag durch Bundesgesetz geregelten 
Kriegsfolgelasten die verfassungskräftige Bestäti- 
gung, um die nach dem Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts auf dem Gebiet der Kriegsfolgelasten 
entstandene Rechtsunsicherheit zu beseitigen und 
eine Änderung der Steuerverteilung zwischen Bund 
und Ländern aus diesem Anlaß zu vermeiden. Diose 
der Wiederherstellung der Rechtsunsicherheit die- 
nende Regelung enthält keine unzulässige Rückwir- 
kung, da durch Artikel 120 GG nur die finanziellen 
Beziehungen zwischen Bund und Ländern geregelt 
werden, die Länder aber von der Gültigkeit dieser 
Gesetze ausgegangen sind und tselbst ihre Bestäti- 


gung wünschen. Der in der Regierungsvorlage vor- 
gesehene Stichtag (31. Dezember 1964) mußte durch 
den 1. Oktober 1965 ersetzt werden, damit auch die 
gleichzeitig vorgelegte neue Fassung des Gesetzes 
über die Tilgung von Ausgleichsforderungen miter- 
faßt wird. 

Satz 3 bestätigt den status quo der Lastenvertei- 
lung für die nicht bundesgesetzlich geregelten 
Kriegsfolgelastcn dadurch, daß der Bund nicht ver- 
pflichtet ist, Aufwendungen für Kriegsfolgelasten 
zu übernehmen, soweit diese bis zum 1. Oktober 
1965 von Ländern, Gemeinden (Gemeindeverbän- 
den) oder Aufgabenträgern, die Aufgaben von 
Ländern oder Gemeinden erfüllen, erbracht worden 
sind. Der Bundesgesetzgeber bleibt jedoch nach 
Satz 1 frei, derartige Kriegsfolgelasten gesetzlich 
zu regeln. Soweit derartige Aufwendungen von Ge- 
meinden (Gemeindeverbänden) nicht bundesgesetz- 
lich geregelt sind, bleibt deren Regelung danach 
Sache der Länder. 

Satz 4 entspricht — mit einer redaktionellen 
Änderung — dem Wortlaut von Halbsatz 2 des Ab- 
satzes 1 der bisherigen Fassung. 

Satz 5 dient der Klarstellung. 

Auf Grund des einstimmigen Beschlusses des 
Rechtsausschusses bitte ich das Hohe Haus, den Ge- 
'setzentwurf in der nachstehend beantragten Fas- 
sung anzunehmen. 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2524 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 21. Mai 1965 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Jahn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
. . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
— Drucksache lV/2524 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert; 

Artikel 120 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für Be- 
satzungskosten und die sonstigen inneren und 
äußeren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestim- 
mung von Bundesgesetzen. Soweit diese Kriegs- 
folgelasten bis zum 31. Dezember 1964 durch Bun- 
desgesetze geregelt worden sind, tragen Bund 
und Länder irq Verhältnis zueinander die Auf- 
wendungen nach Maßgabe dieser Bundesgesetze. 
Soweit Aufwendungen für Kriegsfolgelasten, die 
nicht in Bundesgesetzen geregelt worden sind, bis 
zum 31. Dezember 1964 von den Ländern, Ge- 
meinden (Gemeindeverbänden) oder sonstigen 
Aufgabenträgern, die Aufgaben von Ländern 
oder Gemeinden erfüllen, erbracht worden sind, 
ist der Bund zur Übernahme von Aufwendungen 
dieser Art auch nach diesem Zeitpunkt nicht ver- 
pflichtet. Der Bund trägt die Zuschüsse zu den 
Lasten der Sozialversicherung mit Einschluß der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen- 
hilfe. Die durch diesen Absatz geregelte Vertei- 
lung der Kriegsfolgelasten auf Bund und Länder 
läßt die gesetzliche Regelung von Entschädi- 
gungsansprüchen für Kricgsfolgen unberührt." 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

Artikel 120 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für Be- 
satzungskosten und die sonstigen inneren und 
äußeren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestim- 
mung von Bundesgesetzen. Soweit diese Kriegs- 
folgelasten bis zum 1. Oktober 1965 durch Bun- 
desgesetze geregelt worden sind, tragen Bund 
und Länder im Verhältnis zueinander die Auf- 
wendungen nach Maßgabe dieser Bundesgesetze. 
Soweit Aufwendungen für Kriegsfolgelasten, die 
in Bundesgesetzen weder geregelt worden sind 
noch geregelt werden, bis zum 1. Oktober 1965 
von den Ländern, Gemeinden (Gemeindeverbän- 
den) oder sonstigen Aufgabenträgern, die Auf- 
gaben von Ländern oder Gemeinden erfüllen, 
erbracht worden sind, ist der Bund zur Über- 
nahme von Aufwendungen dieser Art auch nach 
diesem Zeitpunkt nicht verpflichtet. Der Bund 
trägt die Zuschüsse zu den Lasten der Sozialver- 
sicherung mit Einschluß der Arbeitslosenversiche- 
rung und der Arbeitslosenhilfe. Die durch diesen 
Absatz geregelte Verteilung der Kriegsfolgela- 
sten auf Bund und Länder läßt die gesetzliche 
Regelung von Entschädigungsansprüchen für 
Kriegsfolgen unberührt." 

Artikel II 
unverändert 
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